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3. Stadi WLINSTORF

3. Anderungssatzung zur Satzung der Stadt
Wunstorf übär Gebühren ftir die Beseitigung von
Abwasser aus Grundstücksabwasseranlagen (Ge-

bührensatzung für Grundstücksabwasseranlagen)
vom27.05.1987

Auferund der §§ 6 und 83 der Niedersächsischen Ge-
meiädeordnung (NGO) in der zurzeit geltenden Fassung
und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes (NKAG) in der ztrzeit geltenden Fassung hat der
Rat der Stadt Wunstorf in seiner Sitzung am 30.05.2007
folgende Anderung der Satzung der Stadt Wunstorf über
Ge-bühren fur die Beseitigung von Abwasser aus Grund-
stücksabwasseranlagen vom 27.05.1987 beschlossen:

§1

§ I erhalt folgende Fassung:

Altg"§-1"i,.",

Die Stadt Wunstorf betreibt die Abwasserbeseitigung aus
Grundstücksabwasseranlagen (abflusslose Gruben und
Hauskläranlagen) als öffentliche Einrichtung nach Maß-
gabe der. Abwasserbeseitigungssatzung vom 25.09.1996.
Für die Inanspruchnahme dieser Einrichtung.erhebt die
Stadt Wunstorf Benutzungsgebühren nach Maßgabe die-
ser Satzung.

§2

§ 2 erhält folgende Fassung:

C) SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Kirchenkreisamt Ronnenberg

Friedhofsordnung für den Friedhof der Ev.-luth.
St. Lucas-Kirchengemeinde Pattensen in 30982 Pat-
tensen.

Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung
kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverordnung) vom
13. November 1973 (I(ABI.19745.1) hat der Kirchenvor-
stand der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Lucas am ll.
April 2007 folgende Friedhofsordnung beschlossen.
Der Friedhof ist die Statte, auf der die Verstorbenen zur
letzten Ruhe gebettet werden. Er ist mit seinen Gräbern
.ein sichtbares Zeichen der.Vergänglichkeit des Menschen.
Er ist zugleich ein Ort, an dem Kirche die Botschaft ver-
kündet, dass Christus dem Tode die Macht genommen
hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben
wird. Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit er-
halten Arbeit und Gestaltung auf dem Friedhof Richtung
und Weisung.
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§ l3 Wahlgrabstätten
§ 14 Urnenreihengrabstätten
§ 15 Urnenwahlgrabstätten
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§ 28 Leichenhalle/Leichenkammer
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§2
Gebührenmaßstab und Gebührensatz

Die Benutzungsgebuhr beträgt fur die
gung
a) aus abflusslosen Gruben

und
b) aus Hauskläranlagen

Abwasserbeseiti-

27,90Earo

29,70Er:ro
je cbm eingesammelten Abwassers/Fäkalschlamms.

§3
Inkrafttreten

Diese Anderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in Kraft.

Wunstorf, den 30.05.2007

STADTWUNSTORF
Rolf-Axel Eberhardt

Btirgermeister
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fX. Haftung und Gebtihren
§ 30 Haftung
§ 3l Gebühren

X. Schlussvorschriften
§ 32 Inkrafttreten

I. Allgemeine Vorschrift en

§r
Geltungsbereich und Friedhofszweck

(l) Diese Friedhofsordnung gilt ftir den Friedhof der
Ev.-luth. St. Lucas-Kirchengemeinde Pattensen in sei-
ner jeweiligen Größe. Der Friedhof umfasst zurzeit
die Flurstücke 241I, 17612l, 177121, 112 und 119/l
FIur 2 Gemarkung Pattensen, deren Eigentümer die
Ev.-luth. St. Lucas-Kirchengemeinde Pattensen ist.
Die Flurstücke 2lll8,23ll,2917 und Teile des Flur-
stücks 33/15 Flur 2 Gemarkung Pattensen, die der
Stadt Pattensen gehören.
Die Gesamtgröße des Friedhofes beträgt 1.69.52 ha.

(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die
bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz in 30982 Patten-
sen, Stadtteil Pattensen hatten, sowie derjenigen, die
bei ihrem Tode ein Recht auf Beisetzung in einer
bestimmten Grabstätte besaßen. Darüber hinaus
dient der Friedhof auch der Bestattung von Fehlge-
borenen und Ungeborenen i.S.d. Niedersächsischtn
Bestattungsgesetzes, soweit ein Elternteil seinen
Wohnsitz in 30982 Panensen, Stadtteil Pattensen hat
oder einem Elternteil ein Beisetzungsrecht nach Satz
I zusteht.

(3) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorheri-
gen Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

§2
Friedhofsverwaltung

(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öf-
fentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand ver-
waltet (Friedhofsverwaltung).

(2) Die Verwaltung des Friedhoß richtet sich nach dieser
Friedhofsordnung sowie den sonstigen kirchlichen
und staatlichen Vorschriften.

(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaltung
kann der Kirchenvorstand einzelne Personen, einen
Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle be-
auftragen.

(4) Im Zusarnmenhang mit einer Bestattung oder Beiset-
zung, Verleihung, Verlängerung oder Ubertragung
des Nutzungsrechts an einer Grabstätte, Genehmi-
gung zur Errichtung eines Grabmals oder sonstiger
Anlagen, Zulassung von Gewerbetreibenden sowie
mit der Erhebung von Gebühren und Entgelten dür-
fen für den jeweiligen Zweck die erforderlichen
personenbez.ogenen Daten erhoben, verarbeitet und
genutzt werden.

§1
Schließung .rii nrrt*id*,rn g

(1) Der Friedhof, dinzelne Friedhofsteile, einzelne Grab-
stätten können aus einem wichtigen Grund be-
schränkt geschlossen, geschlossen und entwidmet
werden.

(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neu-
en Nutzungsrechte mehr verliehen werden. Eine Ver-
längerung von bestehenden Nutzungsrechten darf le-
diglich zur Anpassung an die Ruhezeit erfolgen.

Beisetzungen dürfen nur noch in Grabstätten statt-
finden, an denen im Zeitpunkt der beschränkten
Schließung noch Nutzungirechte bestehen, sofern
die Grabstätten noch nicht belegt sind oder sofern zu
dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen
waren. Grabstellen an denen die Ruhezeit nach dem
Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dür-
fen nicht neu belegt werden. Eingeschränkt werden
kann auch der IGeis der Beisetzungsberechtigten;
nachträgliche Ausnahmen von dieser Einschränkung
kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Ver-
meidung unbilliger Härten bei bestehenden Nut-
zungsrechten genehmigen.
Nach der Schließung dürfen Beisetzungen nicht
mehr vorgenommen werden.
Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ru-
hestätte der Verstorbenen aufgehoben. Die Entwid-
mung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nut-
zungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhezeiten
abgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist
vergangen.ist.

II. Ordnungsvorschrift en

§4
öffnungszeiten

Der Friedhof ist während der an den Eingängen be-
kannt gegebenen Zeiten ftir den Besuch geöffnet.
Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder
teilweise flir den Besuch vorübergehend geschlossen
werden.

§s
Verhalten auf dem Friedhof

( 1) Jeder hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes
entsprechend zu verhalten und Außerungen, die sich
in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben

, oder die evangelische Kirche richten, zu unterlassen.
Die Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu be-
folgen. Die Friedhofsverwaltung kann Personen, die
der Friedhofsordnung wiederholt zuwiderhandeln,
das Betreten des §riedhofes untersagen.

(2) Aufdem Friedhofist es insbesondere nicht gestattet,
a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen/Rol-

lerblades/Skateboards aller Art - ausgenommen
I(inderwagen, Rollstühle, Handivagen sowie Fahr-
zeuge der Friedhofsverwaltung und der ftir den
Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden - zu
befahren,

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzu-
bieten oder diesbezüglich zu werben,

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer
Bestattung störende Arbeiten auszuführen,

d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw.
ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung ge-
werbsmäßig zu fotografi eren,

e) Druckschriften und andere Medien (2.8. CD,
DVD) zu verteilen, ausgenommen Drucksachen,
die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig
und üblich sind

f) Abraum und Abfalle außerhalb der daftir be-
stimmten Stellen abzula§ern oder mitgebrachten
Unrat auf den Friedhöfen zu entsorgen,

g) fremde Grabstätten und die Friedhofsanlagen
außerhalb der Wege zu betreten, zu beschädigen
oder zu verunreinigen,

h) zu lärmen und zu spielen,
i) Hunde unangeleint mitzubringen.

(3)

(4)

(1)

(2)
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(3)

(4)

( 1)

(2\

Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, (2)

soweit die Interessen anderer nicht beeinträchtigt
werden.
Besondere Veranstaltungen auf den Friedhöfen be-
dürfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofs-
verwaltung.

(3)
§6

Gewerbliche Arbeiten

Die Gewerbetreibenden haben die frir den Friedhof (4)
geltenden Bestimmungen zu beachten.
Eine gewerbliche Tätigkeit kann von der Friedhoß-
verwaltung untersagt werden, wenn der oder die Ge- (5)
werbetreibende nach vorheriger Mahnung gegen für
den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat.
Bei besonders schweren Verstößen ist eine Mahnung
entbehrlich. (6)
Die flir die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und
Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vorüberge-
hend und nur an Stellen gelagert werden, an denen
sie nicht hindern. Die Arbeits- und Lagerplätze siud
nach Beendigung der Tagesarbeit zu säubern und in
einem ordnungsgemäßen Zustand zu verlassen, bei
Unterbrechung der Tägesarbeit so herzurichten, dass
eine Behinderüng andeler ausgeschlossen ist. Die Ge-
werbetreibenden dürfen auf dem Friedhof keinen
Abiaum lagern. Gewerbliche Geräte dürfen nicht an (1)
oder in'den Wasserentnahmestellen des Friedhofes
gereinigt werden.
Gewerbetreibende haften gegenüber der Friedhofs- (2)
verwaltung ftir alle Schäden, die sie im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft
verursachen.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften (1) 
.

§7 (2)
Anmeldung einer Bestattung

Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorge-
schriebenen Unterlagen rechtzeitig bei der Friedhofs- (3)
verwallung anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer
die Bestattungen leiten und wer sonst bei der Bestat-
tung (einschließlich Tiauerfeier) gestaltend mitwir-
ken wird.
Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Be-
stattung leiten oder bei der Bestattung gestaltend (4)
mitwirken soll, ausschließen, wenn sie verletzende
Außerungen gegen den christlichen Glaulen oder die
evangelische Kirche getan hat und eine Wiederho- (5)
lung zu erwarten ist.
Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstätte, an der
ein Nutzungsrecht verliehen ist, ist das Nutzungs-
recht nachzuweisen.
Die Friedhofsverwaltung setzt im Einvernehmen mit
dem Antragsteller oder?er Antragstellerin Ort und
Zeit der Bestattung fest. Die Wünsche der Angehöri-
gen sollen dabei nach Moglichkeit berückiichtigt
werden. (l)

' §8
Beschaffenheit von Särgen und Urnen

Frdbestattungen sind nur in geschlossenen feuchtig-
keitshemmenden Särgen zulässig.Von der Sargpflicht (2)
nach Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehörde
Ausnahmen zulassen, wenn in der zu bestattenden
Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffent-
licher Belang nicht entgegensteht.

Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet wer-
den, der geeignef ist, nachhaltig die physikalische,
chemische oder biologische Beschaffenheit des Bo-
dens oder des Grundwassers zu verändern oder det
die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festge-
setzten Ruhefrist ermöglicht.
Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang,0,65 m hoch
und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für größere Sär-
ge ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei
der Anmeldung der Bestattung einzuholen.
Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichen-
bekleidung gelten die Anforderungen des Absatzes 2
entsprechend.
Für die Bestattung in zugänglichen, ausgemauerten
Grüften sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit
Metalleinsatz zugelassen, die luftdicht verschlossen
sind.
Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckur-
nen verwendet werden, die aus Kunststoffen oder
sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt
oder die geeignet sind, nachhaltig die physikalische,
chemische oder biologische Beschaffenheit des Bo-
dens oder des Grundwassers zu verändern.

§e
Ruhezeiten

Die Ruhezeit flir Leichen beträgt 30 ]ahre, bei ver-
storbenen I(ndern bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
20 lahre.
Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Iahre.

§10
Umbettungen und Ausgrabungen

Umbettungen dürfen zur Wahrung der Totenruhe
grundsätzlich nicht vorgenommen werden.
Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf
der Ruhezeit nur mit Genehmigung der unteren Ge-
sundheitsbehörde ausgegraben oder umgebettet wer-
den.
Der oder die Nutzungsberechtigte hat sich gegenüber
der Friedhofsverwaltung schriftlich zu verpflichten,
alle Ifusten zu übernehmen, die bei der Umbettung
durch Beschädigung und Wiederinstandsetzung
gärtnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbar-
grabstätten oder Friedhofsanlagen entstehen.
Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird
durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder ge-
hemmt.
Grabmale ihr Zubehör und Pflanzen können umge-
setzt werden, wenn Gestaltungsbestimmungen des
neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen.

IV. Grabstätten

§11
Allgemeines

Folgende Arten von Grabstätten stehen zur Verfu-
gung:
a) Reihengrabstätten (§ 12)
b) Wahlgrabstätten (§ 13)
c) Urnenreihengrabstätten
d) Urnenwahlgrabstätten.
Die Grabstätten bleiben im Eigentum der Kirchenge-
meinde. An ihnen werden nür öffentlich-rechtliihe
Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Ordnung in
der jeweils geltenden Fassung verliehen. Ein Nut-
zungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen Person,
nicht mehreren Personen zugleich zustehen. Nut-
zungsberechtigte haben jede -Anderung ihrer An-
schrift der Friedhofsverwaltung mitzuteilen.

(3)

(4)

(l)

(2)

(3)

(4)

(1)
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(3) Rechte an einer Grabstätte werden nur im Todesfall
verliehen. Bei Wahlgrabstätten kann der Kirchenvor-
stand Ausnahmen zulassen.

(4) Ein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von
Nutzungsrechten an Grabstätten in bestimmter Lage
sowie auf Unveränderlichkeit der Umgebung besteht
nicht.

(5) In einer Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche
. oder Asche beigesetzt werden. Eine verstorbene Mut-

ter und ihr gleichzeitig - bei oder kurz nach der Ge-
burt - verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig ver-
storbene IGnder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr
dürfen in einer Grabstelle beigesetzt werden.

(6) In einer bereits belegten Wahl- oder Reihengrabstelle
darf zusätzlich eine Asche beigesetzt werden, wenn
der bereits Beigesetzte der Ehegatte oder ein naher
Verwandter des Beizusetzenden war.

(7) Bei neu anzulegenden Grabstätten sollten die Grab-
stellen etwa folgende Größe haben:
a) fur Särge

. von I(indern: Länge: 1,20 m Breite:0,90 m
von Erwachsenen: Länge: 2,50 m Breite: 1,20 m

b) fur Urnen: Länge: 0,60 m Breite:0,60 m
Im einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Fried-
hof maßgebend.

(S) Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Ober-
kante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90
m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50
m. Die Gräber ftir Erdbeisetzungen müssen vonein-
ander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände ge-
trennt sein.

(9) Gräber dürfen nur von denjenigen ausgehoben und
zugefüllt werden, die dafur von der Friedhofsverwal-
tung bestimmt oder zugelassen sind.

(10)Die Nutzungsberechtigten müssen Grabzubehör
(Grabmal, Einfassung, Lampen, Vasen, Großgehölze
usw.) soweit erforderlich, vor der Beisetzung auf ihre
Kosten entfernen. Über das Erfordernis entscheidet
die Friedhofsverwaltung.

(ll) Kommen die Nutzungsberechtigten ihren Verpflich-
tungen aus Abs. 10 nicht nach und muss beim Aus-
heben der Gräber das Grabzubehör von der Fried-
hofsverwaltung entfernt werden, sind die dadurch
entstehenden Kosten durch die Nutzungsberechtig-
ten der Friedhofsverwaltung zu erstatten. Ein An-
spruch auf Wiederverwendung herausgenommener
Pflanzen besteht nicht.

§12
Reihengrabstätten

(l) Reihengrabstätten sind Grabstätten fur Erdbestat-
tungen, die der Reihe nach einzeln fur die Dauer der
Ruhezeit vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann
nicht verlängert werden.

(2) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen
davon wird drei Monate vor Ablauf der Ruhezeit
durch einen Hinweis auf dem betreffenden Grab
bzw. Grabfeld bekannt gemacht. Die I(osten der Ab-
räumung sind in der Gebühr fur das Nutzungsrecht
enthalten.

(3) Reihengrabstätten ohne Pflegeverpflichtung sind
Grabstätten gemäß Absatz (1) und werden mit ein-
heitlicher Grabplatte vergeben, in die Name, gegebe-
nenfalls Geburtsname, Geburts- und Todeidatum
eingraviert sind.

§13
Wahlgrabstätten

Wahlgrabstätten sind Grabstätten fu r Erdbestattun-
gen, die mit einer o<ler mehreren Grabstellen verge-
ben werden. Die Dauer des Nutzungsrechts beträgt
30 fahre, vom Tage derVerleihung an gerechnet. Uber
das Nutzungsrecht wird eine Urkunde ausgestellt.
Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Fälle
nach § 3 Abs. 2 auf Antrag ftir die gesamte Wahlgrab-
stätte um höchstens 30 Jahre verlängert werden. Die
Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur recht-
zeitigen Stellung eines Verlängerungsantrages aufzu-
fordern. Bei einer Beisetzung verlängert sich das
Nutzungsrecht für die gesamte Wahlgrabstätte bis
zum Ablauf der Ruhezeit. Die Gebühren fur die Ver-
längerung richten sich nach der jeweiligen Gebuh-
renordnung.
In einer Wahlgrabstätte dürfen der oder die Nut-
zungsberechtigte und folgende Angehörige beigesetzt
werden:
1. Ehegatte
2. Lebenspartner/Lebenspartnerin nach dem Gesetz

über die eingetragene Lebenspartnerschaft,
3. I(nder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten
4. Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer

Väter oder Mütter,
5. Eltern,
6. Geschwister,
7. Stiefgeschwister,
8. die nicht unter die Nr. l-7 fallenden Erben.
Grundsätzlich entscheidet der oder die Nutzungsbe-
rechtigte, wer von den beisetzungsberechtigten Per-
sonen beigesetzt wird. Kann nach dem Tode eines
Beisetzungsberechtigten die Entscheidung der oder
des Nutzungsberechtigten der Friedhofsverwaltung
nicht rechtzeitig vor der Beisetzung mitgeteilt wer-
den, so ist die Friedhofsverwaltung nach pflichtge-
mäßer Prüfung berechtigt, die Beisetzung zuzulassen.
Die Beisetzung anderer Personen, auch'nichtver-
wandter Personen (2.B. Angehörige der Ehefrau oder
des Ehemannes, Stiefkinder der oder des Nutzungs-
berechtigten oder seines Ehepartners, Stiefgeschwis-
ter, Verlobte) bedarf eines Antrages der oder des Nut-
zungsberechtigten und der Genehmigung der Fried-
hofsverwaltung.
Der oder die Nutzungsberechtigte kann zu ihren oder
seinen Lebzeiten ihr oder sein Nutzungsrecht aufei-
ne der in Absatz 3 Nrn. I bis 8 genannten Personen
übertragen; zur Rechtswirksamkeit der Übertragung
sind schriftliche Erklärungen des bisherigen und des
neuen Nutzungsberechtigten sowie die schriftliche
Genehmisuns der Friedhofsverwaltuns erforderlich-Genehmigung der Friedhofsverwaltung erforderlich.

(5) Der oder die Nutzungsberechtigte soll der Friedhofs-
verwaltung schriftlich mitteilen, auf welchen ihrerverwaltung
oder seiner beisetzungsberechtigten Angehörigen das
Nutzungsrecht nach ihrem oder seinem Tode überge-
hen soll. Eine schriftliche Einverständniserklärung
der Rechtsnachfolgerin oder des Rechtsnachfolgers
ist beizubringen. Hat der oder die Nutzungsberech-
tigte nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht
nach ihrem oder seinem Tode übergehen soll, so geht
das Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 beisetzungs-
berechtigten Angehörigen in der dort genannten Rei-
henfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht inner-
halb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Per-
son zu. Der Rdchtsnachfolger oder die Rechtsnach-
folgerin hat der Friedhofsverwaltung auf dessen Ver-
langen nachzuweisen, dass er neuer Nutzungsberech-
tigter oder sie neue Nutzungsberechtigte ist.

(1)

(2)

(3)

(4)
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(1)

(2)

(3)

(1)

(2)

(3)

Ist der Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin
nicht daran interessiert, das Nutzungsrecht zu behal-
ten, so kanri er oder sie das Nutzungsrecht auf eine
andere der in Absatz 3 genannten Personen oder,
wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine Person
übertragen, die aufgrund füres oder seines Nutzungs-
rechtes beisetzungsberechtigt nach Absatz 3 gewor-
den ist. Für die Übertragung gilt Absatz 4.

§14
Urnenreihengrabstätten

Urnenreihengrabstätten werden zur Beisetzung einer
Asche vergeben. In einer Urnenreihengrabstätte kann
nur eine Asche beigesetzt werden.
Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas an-
deres ergibt, gelten die Vorschriften ftir Reihengrab-
stätten auch ftir Urnenreihengrabstätten, mit oder
ohne Pflegeverpflichtung.
Urnenreihengrabstätten ohne Pflegeverpflichtung
sind Grabstätten gemäß Absatz (l) und werden mit
einheitlicher Grabplatte vergeben, in die Name, gege-
benenfalls Geburtsname, Geburts- und Todesdatum
eingraviert sind.

§15
Urnenwahlgrabstätten

Urnenwahlgrabstätten werden mit einer oder mehre-
ren Grabstellen zur Beisetzung einer Asche ftir die
Dauer von 20 Jahren vergeben.
Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas an-
deres ergibt, gelten die Vorschriften ftir Wahlgrab-
stätten auch für Urnenwahlgrabstätten.
Zusätzliche Beisetzungen im Sinne § 11 (6) dieser
Friedhofsordnung sind bei Urnenwahlgräbern nicht
möglich.

§i6
Rückgabe von Wahl grabstätten

(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann
jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf
der letzten Ruhezeit, zurückgegeben werden. Die
Rückgabe ist nur flir die gesamte Grabstätte zulässig.
Ausnahmen bedürfen der Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung.

(2) Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahl-
grabstätten besteht kein Anspruch auf Gebührener-
stattung.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsbe-
rechtigten übergroßer Wahlgrabstätten (Wahlgrab-
stätten mit mehr als 6 Grabstellen) besondere schrift-
liche Vereinbarungen über die kunftige Nutzung ab-
schließen. Ein Anspruch auf Abschluss von derarti-
gen Vereinbarungen besteht nicht.

§17
B estattun gsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung ftihrt über die Bestattungen
ein Verzeichnis, aus dem sich nachvollziehen lässt,
wer an welcheg Stelle bestattet ist und wann die Min-
destruhezeit abläuft.

V. Gestaltung der Grabstätten und Grabmale

§18
Gestaltungsgrundsatz

Jede Grabstätte ist so zu gestalten und an die Umgebung
anzuDassen, dass der Friedhofszweck, die Würde des
kirchlichen Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in
seiner Gesamtanlage gewahrt wird.

§le
Allgemeine Gestaltungsvorschriften für

die Anlage von Grabstätten

( 1) Die Grabstätten dürfen nur mit Gewächsen b epflanzl
werden, durch die benachbarte Grabstätten und öf-
fentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden.

(2) Unzulässig ist:
a) das Pfl=anzen von Bäumen und großwüchsigen

Sträuchern (max. 1,5 m hoch)
b) das Errichten von Rankgerüsten, Gittern oder Per-

golen
c) dlas Abdecken der Grabstätten mit wasserun-

durchlässigen Folien und Grabplatten, auch nicht
fur Teile der Grabstätte.

§20
Allgemeine Gestaltungsvorschriften für

die Errichtung von Grabmalen

(1) Grabmale und sonstige Anlagen dürfen nicht so ge-
staltet werden, dass sie eine Verunstaltung des Fried-
hofes bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer An-
dacht stören können. Grabmale dürfen sich ferner in
ihrer Gestaltung nicht gegen den christlichen Glau-
ben richten. Im übrigen gilt § 19 entsprechend.
Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der
Seite oder Rückseite eines Grabmals in unauffälliger
Weise an gebracht werden.

(2) Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den
allgemein anerkannten Regeln des Handwerks zu" gründen und so zu befestigen, dass sie dauerhaft
Itandsicher sind und auch belm Öffnen benachbarter
Gräber nicht umstürzen oder sich senken können.
Absatz I Satz I gilt ftir sonstige Anlagen entspre-
chend.

(3) Grabmale und sonstige Anlagen sind dauernd in
würdigem und verkehrsicherem Zustand zu halten.
Hierfur ist der Nutzungsberechtigte verantwortlich.

(4) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonsti-
gen Anlagen oder Teilen davon geftihrdet, sind die ftir
die Unterhaltung verantwortlichen Nutzungsberech-
tigten verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen.
Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung
aufKosten der oder des Nutzungsberechtigten Siche-
rungsmaßnahmen (2.8. Umlegung von Grabmalen,
Absperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige
Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Fried-
hofsverwaltung nicht innerhalb einer festzusetzen-

. den angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofs-
verwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile davon
auf Kosten der oder des Nutzungsberechtigten zu
entfernen. Ist der oder die Nutzungsberechtigte nicht
bekannt oder ohne besonderen Aufi,vand nicht zu er-
mitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche
Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der
Grabstätte, das flir die Dauer von einem Monat auf-
gestellt wird.
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(l)

(2)

(3)

(3)

(l)

(r)

(2)

VI. Anlage und Pflege der Grabstätten (3)

§21
Allgemeines

Die Grabstätten müssen binnen sechs Monaten nach
der Belegung oder nach dem Erwerb des Nutzungs-
rechts angelegt sein. Zur gärtnerischen Anlage und
Pflege sind die jeweiligen Nutzungsberechtigten ver-
pflichtet. Sie können entweder die Grabstätte selbst
anlegen und pflegen oder Dritte damit beauftragen.
Die Verpflichtung erlischt erst mit dem Ablauf des
Nutzungsrechts. ( 1)
Die Friedhofsverwaltung ist befugt, stark wuchernde,
absterbende oder die Bestattung behindernde He-
cken und Sträucher zu beschneiden oder zu beseiti-
gen. Verwelkte Blumen, IGänze usw. sind von den
Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgese- (2)
henen Plätzen abzulegen.
Die Unterhaltung und jede Veränderung der gärtne-
rischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt
allein der Friedhoßverwaltung.

§22
Grabpfl ege, Grabschmuclc

Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Wild-
krautbekämpfungsmitteln sowie von chemischen
Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung
von Grabmalen ist nicht gestattet.
I(unststoffe dürfen in sämtlichen Produkten der
Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauerge-
binden, Trauergestecken, in Grabschmuck und bei
Grabeinfassungen sowiebei Pflanzenanzuchtbehäl- (3)
tern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet
werden. Ausgenommen sind Grabvasen und Markie-
rungszeichei.
Die Verwendung von Blechdosen, Gläsern, Flaschen
o. ä. für die Aufnahme von Schnittblumen ist nicht (4)
gestattet.

§23
Vernachlässigung

Wird eine Grabstätte nicht vorschriftsmäßig herge-
richtet oder gepflegt, hat der oder die Nutzungsbe-
rechtigte nach schriftlicher Aufforderung der Fried-
hofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer ange-
messenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt der
oder die Nutzungsberechtigte der Verpflichtung nicht
nach, kann die Friedhofsverwaltung in diesem Fall
die Grabstätte auf ihre oder seine I(osten in Ordnung
bringen oder bringen lassen. Die Friedhofsverwal-
tung kann auch das Nutzungsrecht ohne Entschädi- (1)
gung entziehen, soweit sie die Nutzungsberechtigte
oder den Nutzungsberechtigten schriftlich unter
Fristsetzung hieraufhingewiesen hat. In dem Entzie-
hungsbescheid wird der oder die Nutzungsberechtig-
te aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen Anla- (2)
gen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbar-
keit des Entziehungsbescheides zu entfernen.
Ist der oder die Nutzungsberechtigte nicht bekannt
oder nicht ohne besonderen Aufi,vand zu ermitteln,
wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die
Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewie-
sen. Außerdem wird der oder die unbekannte Nut-
zungsberechtigte durch ein Hinweisschild auf der
Grabstätte aufgefordert, sich mit der Friedhofsver-
waltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die Auffor-
derung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet,
kann die Friedhofsverwaltung
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen

und
b) Grabmale und sonstige Anlagen beseitigen lassen.
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Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz
1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt
oder ist der oder die NutzungsberechtiSe nicht be-
kannt oder nicht ohne besonderen Aufiarand zu er-
mitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grab-
schmuck entfernen.

VII. Grabmale und bauliche Anlagen

§24
Genehmigungserfordernis

Die Errichtung und Veränderung von Grabmalen be-
darf der vorherigen schriftlichen Genehmigung der
Friedhofsverwaltung. Der Antrag ist schriftlich durch
die Nutzungsberechtigte, den Nutzungsberechtigten
oder seinen Bevollmächtigten zu stellen.
Die Anträge sind in zweifacher Ausfertigung mit fol-
gendem Inhalt einzureichen:
a) Grabmalentrarurf mit Grundriss sowie Vorder-

und Seitenansicht im Maßstab 1: l0 unter Angabe
des Materials, seiner Bearbeitung und der Funda-
mentierung.

b) Wortlaut und Platzierung der Inschrift, der Orna-
mente und der Symbole unter Angabe der Form
und der Anordhung, des Materials sowie seiner
Bearbeitung.

Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn auf
einem bereits vorhandenen Grabmal anlässlich einer
weiteren Beisetzung lediglich der Name, die Berufs-
bezeichnung, das Geburts- und Sterbedatum des Bei-
gesetzten in gleicher Ausfiihrung wie die vorhandene
Beschriftung angebracht werden soll.
Die Errichtung, Aufstellung und Veränderung aller
sonstigen Anlagen, Einfriedigungen (Steineinfassun-
gen), Bänke etc. bedarf ebenfalls der vorherigen
schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwaltung.
Die Absätze I und 2 gelten entsprechend.
Entspricht die Ausfuhrung eines errichteten oder
veränderten Grabmals nicht der genehmigten Zeich-
nung und ist sie nicht genehmigungsfähig, setzt der
Kirchenvorstand dem oder der Nutzungsberechtig-
ten eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Ab-
änderung des Grabmals. Nach ergebnislosem Ablauf
der Frist kann der IGrchenvorstarid die Abänderung
oder Beseitigung auf I(osten der oder des Nutzungs-
berechtigten vöranlassen. Bei nicht ordnungsmäßiger
Gründung und Befestigung des Grabmals gilt § 20
Abs.4.

§2s
I\4ausoleen und gennauerte Grtifte

Soweit auf den Friedhöfen Mausoleen oder gemauer-
te Grüfte bestehen, können sie im Rahmen der beste-
henden Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten
sind nicht möglich. Im übrigen gelten § 20 Abs. 3 und
4 entsprechend.
Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhande-
nen Mausoleen oder gemalrerten Grtiften ist nur
möglich, wenn sich die Nutzungsberechtigten in ei-
nem schriftlichen Vertrag gegenüber der Friedhofs-
verwaltung verpflichten, alle mit der Instandsetzung
und Unterhaltung der Mausoleen und Grüfte ver-
bundenen Kosten zu übernehmen.
In dem Vertrag ist weiterhin zu regeln, dass der oder
die Nutzungsberechtigte alle anfallenden Kosten so-
wie Sie Verkehrssicherungspflicht fur die o.g. Anla-
gen übernimmt.
Nach Beendigung des Nutzungsrechts sind die Mau-
soleen bzw die gemauerten Grüfte von den Nut-
zungsberechtigten restlos zu entfernen.

(2)
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§26
Entfernung

( 1) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen dürfen vor
Ablauf des Nutzungsrechts nur mit vorheriger Zu-
stiamung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit und nach Bekanntma-
chung über das Abräumen der Grabstätten veranlasst
die Friedhofsverwaltung bei Urnenreihengräbern
und Reihengräbern die Entfernung der Grabmale
und sonstigen Anlagen. Die Gebühr hierfur ist im
IGuforeis der Grabstelle enthalten.
Unberührt bleibt § 27. Innerhalb'von 3 Monaten
nach der Bekanntmachung über das Abräumen un{
bei Wahlgräbern auch innerhalb von 3 Monaten nach
Ablauf der Nutzungszeit hat der bisherige Nutzungs-
berechtigte Grabmale und sonstige Anlagen der

. Grabstätte selbst zu entfernen, soweit es sich nicht
um Grabmale nach § 27 handelt. Wenn kein Nut-
zungsberechtigter bei Wahlgräbern mehr zu ermit-
teln ist oder eine Räumung durch den Nutzungsbe-
rechtigten nicht .innerhalb von 3 Monaten vorge-
nornmen wird, kann die Friedhofsverwaltung die
Räumung veranlassen. Dafür entsteht eine Gebühr
nach der Friedhofsgebührenordnung. Die Friedhofs-
verwaltung hat keinen Ersatz ftir Grabmale und son-
stige Anlagen zu leisten. Sie ist auch zur Aufbewah-
rung abgeräumter Grabmale sonstiger Anlagen nicht
verpflichtet. Die Friedhofsverwaltung hat auch kei-
nen Gebührenbetrag zu erstatten, wenn der oder die
bisherige Nutzungsberechtigte selbst abräumt.

§27
I(ünstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden
nach Möglichkeit von der Friedhofsverwaltung erhalten.

VIII. kichenräume und Trauerfeiern

Leichenhalle |r3i.n.rrt uro*",

( I ) Die Leichenhalle / Leichenkammer dient zur Aufnah-
me von Leichen bis zur Bestattung. Sie darf nur mit
Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden.

(2) Auf Wunsch der Angehörigen kann ein Sarg, sofern
keine Bedenken bestehen, in der Leichenhalle / Lei-
chenkammer von einem Beauftragten der Friedhofs-
verwaltung geöffnet werden. Särge sollen spätestens
1/2 Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen
werden.

(3) Ein Sarg, in dem ein Verstorbener liegt, der im Zeit-
punkt des Todes an einer nach dem Bundesseuchen-
gesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei
dem der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem
genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird nach Mog-
lichkeit in einem besonderen Raum aufgestellt. Der
Sarg darf nur mit schriftlicher Genehmigung des Ge-
sundheitsamtes geöffnet werden.

Benutzungrri.arrorrfuf;"[e/Aussegnungshalle

(1) Für die Tiauerfeier steht die Friedhofskapelle zur
Verftigung. Trauerfeiern müssen der Würde des Or-
tes entsprechen.

(2) Die Benutzung kann versagt werden, wenn der Ver-
storbene im Zeitpunkt des Todes an einer nach dem
Bundesseuchengesetz meldepflichtigen Krankheit ge-
litten oder bei ihm derVerdacht einer solchen Krank-
heit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder

. wenn Bedenken wegen des Zustandes der Leiche be-
stehen.

IX. Haftung und Gebüürren

H:ri,;"s

(l) Die Nutzungsberechtigten haften für alle Schäden,
die durch von ihnen oder in ihrem Auftrag errichtete
Grabmale, Einfriedigungen und sonstige Anlagen
entstehen.

(2) Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur
Verhütung von Schäden, die durch fremde Personen
und Tiere hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu
treffen.

§:t
Gebühren

Für die Benutzung der Friedhofe und ihrer Einrichtungen
sind Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsge-
bührenordnung zu entrichten.

)L Schlussvorschriften

§32
Inkrafttreten

(l) Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen
Genehmigung am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in lkaft.

(2) Gleichzeitig tritt die Friedhofsordnung in der Fas-
sungvom ll. November 1997 außer Kraft.

Pattensen, den 1 1.04.2007

DER KIRCHENVORSTAND
Schlegel Bennigsen
Vorsitzende L.S. Kirchenvorsteher

Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemäß §
66 Abs. I Satz 1 Nr. 5, Abs. 2 und 5 der Kirchengemeinde-
ordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

DER KIRCHENKREISVORSTAND
im Auftrage

Richter
L.S. Leiter des Kirchenkreisamtes
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